
Einsicht in die Bücher war niemand gestattet. Einem Kammerrat war die Auf¬

sicht über die Registratur anvertraut Das Personal der Rentkammer wurde

durch vier Kammerkanzlisten sowie Kanzleiakzessisten - ihre Zahl schwankt

zwischen zwei und drei - und durch einen Kammerboten vervollständigt.

IV Die Kirchenbehörden

Seit der lutherischen Reformation - sie bedeutete nicht nur einen Bruch mit der

bisherigen kirchlichen Lehre, sondern auch die vollständige Verdrängung der

bischöflichen Jurisdiktion aus dem Territorialbereich - sah sich der pfalz-zwei-

brückische Landesherr vor die Aufgabe gestellt, seiner nunmehr protestanti¬

schen Kirchenpolitik die institutioneilen Grundlagen zu geben. Die neuen Be¬

hörden, die aus dem Zusammenspiel von Reformation und landesherrlichem

Kirchenregiment erwuchsen, waren das reformierte und das lutherische Ober¬

konsistorium sowie die Verwaltung der geistlichen Gefälle.

1. Zur konfessionellen Entwicklung in Pfalz-Zweibrücken

Bereits seit den 20er Jahren des 16.Jahrhunderts lassen sich in Pfalz-Zweibrük-

ken Prediger finden, die - geduldet von Herzog Ludwig II. (1514 - 1532) - refor-
matorisches Gedankengut verbreiteten. Der bekannteste, Johann Schwebel95 ,

schuf während der vormundschaftlichen Regierung des Pfalzgrafen Ruprecht

(1532 - 1542) gemeinsam mit ihm und dessen Beamten die Voraussetzungen für

eine lutherische Landeskirche, die schließlich unter Herzog Wolfgang (1542 -
1569) ihre erste Ausgestaltung erhielt96 . Nach dem Augsburger Religionsfrie¬

den erließ er nach kurpfälzischem und württembergischen Vorbild 1557 eine

Kirchenordnung97

98

, die den lutherischen Glauben als Landesreligion festlegte. In

seinem Testament von 1568 mahnte Wolfgang seine Erben und Nachkommen,

daß diese bei der erkannten gereinigten Lehre vom Grund des Glaubens und der

Rechtfertigung beharren", bei der Augsburger Konfession bleiben sollten. Im

Zuge der Durchführung seines Testaments, das auch nachdrücklich die Nach¬

folge seiner Erben geregelt hatte, übernahm Wolfgangs zweiter Sohn Johann I.

(1575 - 1604) die Regierung Pfalz-Zweibrückens. Bedeutungsvoll für seine

Regierungszeit ist in diesem Zusammenhang die Einführung der reformierten

Religion in seinem Territorium. Seit Johanns Übertritt vom lutherischen zum

reformierten Bekenntnis im Jahr 1588 wurde die reformierte Lehre stark begün¬

stigt; unter Johann II. (1604 - 1635), Friedrich (1635 - 1661) und Friedrich

Ludwig (1661 - 1681) war sie die herrschende Religion. Lutherische Gemeinden

blieben nur in denjenigen Kondominaten bestehen, in denen sich Pfalz-Zwei¬

brücken mit lutherischen Fürsten die Landesherrschaft teilte.

95 Siehe zu ihm jung, Johann Schwebel.

96 Siehe dazu und zum folgenden dingler, Zweibrücken zur Reformaüonszeit

97 Text bei Richter, Die evangelischen Kirchenordnungen, Bd. II, S. 194 ff. Eine Neuaus¬

gabe stammt von 1720; siehe dazu JACOBSON, Quellen des evangelischen Kirchen¬

rechts, S. 728.
98 Zitiert nach koch, Der Übergang von Pfalz-Zweibrücken, S. 26. Vgl. diesen Überblick

auch für das folgende.
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Als Pfalz-Zweibrücken nach dem Tod Friedrich Ludwigs 1681 an die Kleebur¬
ger oder Schwedische Linie fiel, kam es zunächst in der Zeit der französischen
Reunion" zur Einwanderung von Lutheranern und Katholiken. Unter den
Rekatholisierungsmaßnahmen litt Pfalz-Zweibrücken allerdings weniger als die
Kurpfalz

99

100
. Nur wenige Pfarreien, die von den Franzosen errichtet wurden,

blieben erhalten, denn Artikel 9 des Rijswijker Friedens besagte ausdrücklich,
daß im Zweibrücker Land die Reunionen rückgängig gemacht werden sollten
und daß die sogenannte Rijswijker Klausel hier - anders als in der Kurpfalz -
keine Anwendung finden sollte. Erst nach dem Rijswijker Frieden (1697) hatte
der schwedische König, der bisher nur nominell Herr des von Frankreich kon¬
trollierten Landes war, seine Herrschaft antreten und eine schwedische Verwal¬
tung einrichten können. Ein 1698 veröffentlichtes Einwanderungspatent gestat¬
tete auch Lutheranern völlige Gewissensfreiheit und Religionsausübung 101

; nun
begann sich die lutherische Kirche in Pfalz-Zweibrücken neu zu formieren. In
Zweibrücken läßt sich bereits im gleichen Jahr eine lutherische Gemeinde
nachweisen, der lutherische Pfarrer wurde aus den Einkünften der Reformier¬

99 Siehe dazu pöhlmann, Zweibrücken in der Reunionszeit, S. 124-126.

100 Zu den kurpfälzischen Verhältnissen siehe hans. Die kurpfälzische Religionsdeklara-
üon von 1705, S. 11-35. Für Pfalz-Zweibrücken vgl. bachmann, Pfalz Zweibrückisches
Staats-Recht, S. 204 f (§ 153). „Bachmann weist im einzelnen auf die ProblemaÜk hin,
die für die Beurteilung der sogenannten Chamoi'schen Liste beachtet werden muß.
Denn die Chamoi'sche Liste erweckt den Eindruck, als ob ,das ganze Herzogtum von
1681-1697 mit kath. Einwohnern untermischt (sei)' íbachmann, Pfalz Zweibrücki¬
sches Staats-Recht, S. 204]. Das aber trifft keineswegs zu. Nur in den Städten, wie
Zweibrücken und Hornbach, kam es zur Einführung eines ordentlichen öffenüichen
Gottesdienstes. Da nun aber von dem franz. Intendanten zu Homburg, Mr. de la
Goupilliére, am 21. 12. 1684 ein(e) Ordon(n)anz des franz. Königs für das unter seiner
Kontrolle stehende Gebiet zwischen Rhein, Mosel und Saar bekanntgegeben wurde,
wonach in allen Orten das Simultaneum mit den Katholiken eingeführt werden sollte,
wurden von auswärtigen kath. GeisÜichen verhältnismäßig häufig prot. Kirchen bei
Kasualfällen benutzt Diese Kirchen wurden dann in die Chamoi'sche Liste aufge¬
nommen und von den Katholiken als Simultaneen beansprucht" (Müller, Vorge¬
schichte der Pfälzischen Union, S. 54, Anm. 25; vgl. dazu auch may, Simultankirchen,
S. 294-309).

101 Siehe dazu die Ausführungen bei bachmann, Pfalz Zweibrückisches Staats-Recht S.
215 (§ 159), der darauf hinweist daß nach dem Instrumentum Pacis Art. VII eine sol¬

che Anpflanzung Evangelischer [d.h. lutherischer] Einwohner und Unterthanen in einem
entvölkerten - obschon großtentheils reformirten Lande nicht gesetzwidrig sei. Sofern
dadurch die Rechte der ansässigen Reformierten nicht angetastet wurden, darf man
bachmann durchaus zusümmen. Das Zweibrücker Einwanderungspatent sah,

ähnlich wie die Privilegien des reformierten Kurfürsten von der Pfalz, die Einrichtung
eigener reformierter Fremdengemeinden vor, sobald sich in den Städten Meisenheim,
Zweibrucken und Bergzabern eine merkliche Anzahl derselben [reformierte Ausländer]
angepflanzet haben wurde (ebda., S. 214). Vgl. dazu Müller, Vorgeschichte der Pfälzi¬
schen Union, S. 53, Anm. 23.
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ten bezahlt102 . Die Einrichtung eines lutherischen Konsistoriums erfolgte im

Jahre 1708. Die kirchenaufsichtlichen Befugnisse über die Reformierten wurden

dagegen von der Regierung selbst wahrgenommen.

Es ist durchaus verständlich, daß es nicht zum konfessionellen Frieden beitrug,

wenn die Reformierten in Orten, in denen sich mehrere Lutheraner angesiedelt

hatten, ihre Kirche aufgrund einer staatlichen Anordnung zum Simultan¬

gebrauch 103 zur Verfügung stellen mußten und zur Bestreitung der Kosten des

lutherischen Kirchen- und Schulwesens herangezogen wurden. Die konfessio¬

nellen Spannungen verschärften sich noch, als in der folgenden Zeit Lutheraner

bei der Vergabe öffentlicher Stellen bevorzugt wurden
104 .

Als nach dem Tod Karls XII. (1718) mit Gustav Samuel Leopold ein Katholik die

Regierung übernahm, entstanden in Pfalz-Zweibrücken auch wieder katho¬

lische Gemeinden. Der Fürst erklärte 1719 die Religionsfreiheit für alle im

Westfälischen Frieden anerkannten christlichen Konfessionen. Er bestätigte am

14. Januar 1719 105 die Rechte der Reformierten, versicherte am 20. Januar

1719 106 den Lutheranern die freie Ausübung ihrer Religion, stellte am 28.

Januar Katholiken und Protestanten beim Eingehen von Mischehen gleich 107

und richtete am 24. April 1719 auch das reformierte Oberkonsistorium, dem

nach seiner Einsetzung durch Friedrich Ludwig im Jahr 1665 nur eine kurze

Dauer beschieden war, wieder ein 108
.

i

Ähnlich wie in der Kurpfalz sollte nun auch in Pfalz-Zweibrücken - unter dem
erklärten Anspruch der Toleranz - für die Konfessionen eine Zeit der Begünsti¬

gung der Katholiken einsetzen. Gustav Samuel Leopold gab am 25. März 1719

den reformierten Inspektoren zu verstehen, daß er es gern sehen würde, wenn

sie in den Orten, wo die Katholiken keine eigene Kirche hätten, diesen die

reformierte Kirche zur Abhaltung des Gottesdienstes überlassen würden 109 .

Zur Besoldung der katholischen Geistlichen stellte das reformierte Oberkonsi¬

storium, neben Zuschüssen von Gustav Samuel Leopold, seit dem Vergleich

vom 13. Mai 1720 jährlich 500 fl. zur Verfügung 110 - ein Betrag, der bis 1792

gezahlt wurde 111
. Auch zwischen Lutheranern und Reformierten kam es zu

102 Vgl. dazuBiUNDO, Geschichte der lutherischen Gemeinde, S. 57 f.

103 Vgl. dazumay, Simultankirche, S. 310.

104 Vgl. dazu bachmann, Pfalz Zweibrückisches Staats-Recht, S. 221, sowie neubauer,

Kirchen- und Schulgeschichte, S. 18.

105 Vgl. dazu faber, Staats-Cantzley, Bd. XXXIX, S. 25 f; bachmann, Pfalz Zweibrücki¬

sches Staats-Recht, S. 225 ff.

106 Vgl. dazumolitor, Geschichte einer deutschen Fürstenstadt, S. 396.

107 molitor, Urkundenbuch Zweibrücken, S. 196; agricola, Disputaüo, S. 133 f.

108 Vgl. dazu SOHN, Geschichte der Kirchenschaffnei Zweibrücken, S. 193.

109 KSchA Zweibrücken VI, Nr. 1169. Siehe dazu auch may, Simultankirche, S. 313.

110 Siehe dazumolitor, Urkundenbuch Zweibrücken, S. 199-202.

111 Vgl. dazu biundo, Geschichte der lutherischen Gemeinde, S. 58.
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einem Vergleich 112 . Den Lutheranern, die bis dahin keine eigenen Geiälle hat¬
ten, wurde von den Reformierten zur Salvierung ihrer Pfarrer und Schuldiener
jährlich 1200 Gulden, 100 Malter Korn, 30 Malter Gerste, 20 Malter Spelz, 80
Malter Hafer, 5 Fuder Wein, 40 Wagen Heu und 2000 Bündel Stroh zugesichert.
Daß damit der konfessionelle Frieden keineswegs hergestellt war, zeigt ein
offenbar nur handschriftlich verbreitetes Hetzgedicht mit dem Titel „Deß Zwey-
brückischen Luthertums Vergossene Thränen über den erlittenen Betrug von
den Calvinischen beim Antritt des neuen 1721 ten Jahrs” 113 .

Als nach dem Tod des kinderlosen Gustav Samuel Leopold (1731) der Luthera¬
ner Christian III. nach einer mehr als zweieinhalb Jahre dauernden kaiser¬
lichen Sequestration 1734 zur Regierung kam, hatte er zuvor mit dem pfälzi¬
schen Kurfürsten Karl Philipp im Mannheimer Sukzessionsvertrag (24. Dezem¬
ber 1733) vereinbart, daß die Katholiken in Pfalz-Zweibrücken auch künftig ihr
Bekenntnis grundsätzlich öffentlich ausüben dürften 114

. Die kirchliche Organi¬
sation der Katholiken und der Lutheraner hatte sich in den kommenden Jahr¬
zehnten während der Regierung Christians IV. (1740-1775) und Karls II.
(1775-1795) konsolidiert. Die Unterscheidungsmerkmale zwischen der refor¬
mierten und der lutherischen Lehre sind zunehmend nivelliert worden. Das
Projekt eines gemeinschaftlichen Katechismus, welches 1787/88 in Pfalz-Zwei¬
brücken erwogen wurde, kam jedoch infolge von Vorurteilen nicht zur
Ausführung 115

. An konfessionellen Bedenken scheiterte schließlich auch 1791
der Plan eines gemeinsamen Gesangbuches 116 .

Die skizzierte konfessionelle Entwicklung läßt typische Züge der pfälzischen
Kirchengeschichte deutlich werden: Pfalz-Zweibrücken und seiner Kirche war
keine ruhige und stete Entwicklung vergönnt gewesen.

2. Das reformierte und das lutherische Oherkonsistorium

Erste Ansätze, die kirchlichen Angelegenheiten seitens der Regierung einem
Konsistorium zu übertragen, lassen sich in Pfalz-Zweibrücken bereits um die
Mitte des 16. Jahrhunderts feststellen. Sitzinger sah in der von ihm verfaßten

112 Beschluß des Corpus Evangelicorum vom 4. Oktober 1720 zu dem Vergleich zwi¬
schen Reformierten und Lutheranern vom 8. Juni 1720 bei v. schauroth, Vollständige
Sammlung, Bd. III, S. 852-858.

113 Dieses Gedicht wurde erstmals 1878 im Pfalz. Memorabile hrsg. von Schiller (2.
Nachtragsheft 1878) S. 157 ff, veröffentlicht und in der Untersuchung von BAUM, Reli¬
gionsstreitigkeiten, S. 96 ff, kommentiert.

114 Siehe dazu agricola, Disputatio, S. 163 f; faber, Staats-Cantzley, Bd. LXV, S. 162; vgl.
auch dazu lehmann, Vollständige Geschichte, S. 487 f, undmolitor, Geschichte einer
deutschen Fürstenstadt, S. 417.

115 Vgl. dazu biundo, Die Anbahnung einer Union, S. 1-8, sowie Müller, Vorgeschichte
der Pfälzischen Union, S. 74-83.

116 Vgl. dazuMüLLER, Vorgeschichte der Pfälzischen Union, S. 109-112.
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Zweibrücker Kirchenordnung von 1557 117 eine Konsistorialverfassung vor, die
der sächsischen nachgebildet sein sollte 118 . Zur Ausführung dieses Planes kam
es jedoch nicht - der Grund mag in der 1561 erfolgten Entlassung Sitzingers lie¬

gen und so blieb während Wolfgangs Regierung - wie auch unter derjenigen
seines Sohnes Johanns I. und seines Enkels Johanns II. - die Ratsstube die ober¬

ste Kirchenbehörde 119
.

Die geplante Errichtung des Konsistoriums kam schließlich Ende des Jahres
1664 zustande. Friedrich Ludwig ließ zunächst in den vier Oberamtsstädten vier
Unterkonsistorien einrichten, welche aus einem landesherrlichen Beamten -
gewöhnlich war dies der Amtmann - und einem Geistlichen, dem inspector

classis 120 bestanden. In „wichtigen Fällen" - gedacht war hier an die Entschei¬
dung schwieriger Disziplinarangelegenheiten - konnte noch ein Pfarrer als

Assessor hinzugezogen werden 121
. Die Inspektoren, die vom Herzog ernannt

wurden 122
, übten einen Teil der landesherrlichen Aufsicht über Pfarrer und

Lehrer aus, hielten Visitationen ab und berichteten darüber an das Oberkonsi¬
storium, welches zu Beginn des Jahres 1665 seine Arbeit aufgenommen
hatte 123 . Präsident dieser Behörde war ein vom Herzog eigens ernannter Rat; bei
dessen Abwesenheit hatte der zum Vizepräsidenten oder Adjunkten bestimmte
Geistliche den Vorsitz inne 124

. Daneben sollten aus jeder Inspektion zwei Per¬
sonen, ein Pfarrer und ein Ältester, ernannt werden 125 .

Die personelle Zusammensetzung des Kollegiums ließ der Landesherr alle drei
Jahre erneuern 126

. Für die erste Periode erfolgte die Ernennung von der Herr¬

117 Die pfalz-zweibrückische Kirchenordnung von 1557 befindet sich in der Bibliotheca
Bipontina Zweibrücken T. 77 B.

118 Vgl. dazu KOCH, Presbyteramt und Kirchenzucht, S. 41.

119 Lediglich in einzelnen Orten gab es Zensurgerichte und Presbyterien. Siehe dazu die
Ältestenordnung des Herzogs Friedrich vom 16. September 1656; die Ordnung ist im
Druck von 1715 erhalten (Bibliotheca Bipontina Zweibrücken Zw. 18, Nr. 14). Vgl.
dazu auch SOHN, Geschichte der Kirchenschaffnei Zweibrücken, S. 194.

120 Vgl. dazu jung, Quellen der pfalz-zweibrückischen Kirchengeschichte, S. 250; koch,
Presbyteramt und Kirchenzucht, S. 50.

121 Vgl. dazu bachmann, Pfalz Zweibrückisches Staats-Recht, S. 203.

122 Vgl. dazuwagner, Verfassung und Verwaltung der protestantischen Kirche der Pfalz,
S. 8.

123 Siehe dazu Kurtze Verfassung wegen eines Ober-Consistorii in diesem Furstenthumb, die
aber nicht vor allezeit oder beständig gemeinet, sondern bis man anderer Kirchen-Gut-
achten eingeholet oder auch selbsten sehen möchte, daß ein Kirchen-Rath tunlicher und
nützlicher seye (KSchA Zweibrücken VI, Nr. 803 und 804).

124 Als erster Präsident des neuerrichteten Oberkonsistoriums wird der Hofmeister
Balthasar Schmidt von Schmidtfeld genannt Dessen Adjunkt war der Zweibrücker
Hofprediger Johann Adam Michaelis (zur personellen Besetzung dieser Behörde
siehe biundo, Mitglieder des zweibrückischen reformierten Oberkonsistoriums).

125 Vgl. dazu koch, Presbyteramt und Kirchenzucht, S. 50.
126 Vgl. dazu JUNG, Quellen der pfalz-zweibrückischen Kirchengeschichte, S. 250.
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schaft, danach aber hatte ein jede Inspektion mit Zuziehung der sämbtlichen Elti-
sten der Herrschaft drey andere zu erwählen 127

. Die von den Ältesten gewählten
Vertreter waren zumeist Beamte, die in den Verzeichnissen der Mitglieder des
Oberkonsistoriums als weltliche Personen oder weltliche Assessoren bezeichnet
werden. Die Geistlichen vermochten nur geringen Einfluß auf die Geschäfte des
Oberkonsistoriums zu nehmen, denn in allen Rechtsangelegenheiten dürften
die Räte die Meinungsbildung stark beeinflußt haben.

Die Wirksamkeit des Oberkonsistoriums wurde während der Administration
Pfalzgraf Christians II. stark beeinträchtigt, da das Regierungskollegium alle
Konsistorialangelegenheiten seinem Aufgabenbereich eingegliedert hatte 128

.

Dies änderte sich jedoch unter der Pfalzgräfin Charlotte Friederike; der von ihr
1693 ernannte Präsident des Oberkonsistoriums, Johann Reinhard Sturtz, wies
dieser Behörde alle kirchlichen und schulischen Angelegenheiten zu, so daß sie
wieder weitgehend unabhängig von dem Regierungskollegium wurde. Doch seit
1699 ließ Oxenstierna erneut alle Konsistorialangelegenheiten in den Sitzungen
des Regierungskollegiums verhandeln. Das Oberkonsistorium trat nun nicht
mehr in Erscheinung und wurde erst 1720 durch Gustav Samuel Leopold wie¬
der eingesetzt129 , ln dessen Regierungszeit lösten sich die Unterkonsistorien
auf, die vier Inspektoren behielten aber weiterhin ihre Funktionen.

Von der schwedischen Regierung war 1708 das lutherische Konsistorium einge¬
richtet und mit dem Kammerrat Webel als Direktor, dem Zweibrücker Pfarrer
und Inspektor Follenius als Konsistorialrat und dem Regierungssekretär Hein¬
zenberg als Assessor besetzt worden 130

. Während der Regierung Gustav
Samuel Leopolds stellte man es den Lutheranern frei, dem wieder eingesetzten
reformierten Oberkonsistorium beizutreten; sie zogen es aber vor, auch weiter¬
hin ein eigenes Kollegium zu bilden, welches später den Status eines Oberkon¬
sistoriums erhielt.

Im pfalz-zweibrückischen Anteil an der Hinteren Grafschaft Sponheim, aber
auch in Guttenberg und einigen anderen Gebietsteilen, war nach der Einfüh¬
rung der reformierten Religion (1588) die lutherische Konfession beibehalten
worden. Bis es zur Errichtung eines lutherischen Konsistoriums für die Hintere
Grafschaft Sponheim in Trarbach im Jahr 1672 kam, wurden die kirchlichen
Angelegenheiten vom Regierungskollegium erledigt Das Trarbacher Konsisto¬
rium blieb auch nach der Gründung des Konsistoriums in Zweibrücken (1708)
bestehen und verlor erst seine Funktion, als 1776 die Gemeinherrschaft über die

127 Zitate nach KOCH, Presbyteramt und Kirchenzucht S. 50.
128 Vgl. dazu und zum folgenden SOHN, Geschichte der Kirchenschaffnei Zweibrücken, S.

192, sowie kinzinger. Das Fürstentum Pfalz-Zweibrücken unter schwedischer Ver¬
waltung, S, 39 f,

129 Vgl. dazu jung, Quellen der pfalz-zweibrückischen Kirchengeschichte, S. 250, sowie
bachmann, Pfalz Zweibrückisches Staats-Recht S. 238-242.

130 Vgl. dazu JUNG, Quellen der pfalz-zweibrückischen Kirchengeschichte, S. 251.
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Hintere Grafschaft Sponheim mit der Markgrafschaft Baden aufgelöst wurde 131
.

Nun bearbeitete das Oberkonsistorium in Zweibrücken alle lutherischen Kir¬
chenangelegenheiten.

Waren die beiden Konsistorien in ihrer Zusammensetzung einander im wesent¬

lichen konform, so läßt sich dies auch bezüglich ihrer Zuständigkeiten
feststellen 132 . Der beiderseitige Aufgabenbereich umfaßte die Prüfung der Kan¬
didaten im Kirchen- und Schuldienst, die Aufsicht über Lebenswandel und
Lehre der Pfarrer und Lehrer sowie die Überwachung der Kirchendisziplin.Wei¬
terhin war dafür zu sorgen, daß die Almosen richtig verteilt und daß die Pfarr-

und Schulbesoldungen ordnungsgemäß ausgezahlt wurden. Die Konsistorien
ließen sich die Visitationsberichte der Inspektoren vorlegen und hatten ihren

I
Bescheid darauf zu geben; auch hielten sie durch ihre Organe - jedoch nur nach
landesherrlicher Anordnung - solenne Kirchenvisitationen im Land ab. Weiter¬
hin mußten die geprüften Pfarramtskandidaten ordiniert werden, bei einer Stel¬
lenbesetzung war dem Landesherrn entweder ein bereits im Amt befindlicher
Geistlicher oder zwei Kandidaten vorzuschlagen. Das reformierte Oberkonsi¬
storium hatte ferner die Aufsicht über das gymnasium illustre wie über die in
den Oberamtsstädten Kusel, Meisenheim und Bergzabern bestehenden Grund¬

schulen zu führen. Auch waren dieser Behörde die französischen Flüchtlinge,
die nach der Aufhebung des Edikts von Nantes (1685) in Pfalz-Zweibrücken
eine Zufluchtsstätte gefunden hatten, anvertraut gewesen, bis diesen während
der Regierungszeit Christians IV. ein Ältestenrat - er war unmittelbar der Lan¬
desherrschaft unterstellt - bewilligt wurde 133 .

3. Die Verwaltung der geistlichen Gefälle

Im Verlauf der Durchführung der Reformation in Pfalz-Zweibrücken mußte es

auch zu einer Neuordnung des Kirchenvermögens bezüglich der Bestimmung
ihres Zweckes und der Verwaltung kommen 134 . Nachdem Herzog Wolfgang
1559 die Säkularisierung der noch bestehenden Klöster Hornbach, Werschwei¬
ler, Disibodenberg, Offenbach am Glan und des Hornbacher St. Fabianstiftes
verfügt hatte, übertrug man dieses Vermögen den sogenannten Klosterschaff-
neien. Die Kirchengefälle wurden durch vier Kirchenschaffneien 135

, die in den
Oberamtsstädten Zweibrücken, Bergzabern, Meisenheim und Kusel eingerich¬

131 Vgl. dazu Jacobson, Quellen des evangelischen Kirchenrechts, S. 725 f, 729, 734.

132 Vgl. zum folgenden jung, Quellen der pfalz-zweibrückischen Kirchengeschichte, S.

251 f.

133 Siehe dazu bachmann, Pfalz Zweibrückisches Staats-Recht, S. 259-261.

134 Vgl. zum folgenden wagner, Verfassung und Verwaltung der protestantischen Kirche
der Pfalz, S. 10 (dort auch die ältere Literatur!).

135 Die Gründung der Kirchenschaffneien war bei der HauptkirchenVisitation in Pfalz-
Zweibrücken 1558 beschlossen worden. Als fünfte Kirchenschaffnei kam 1629 noch
diejenige in der zwischen Pfalz-Zweibrücken und Pfalz-Veldenz bestehenden Ge¬

meinschaft Guttenberg in Minfeld hinzu.
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tet worden waren, verwaltet. So entstand seit 1560 eine neue Verwaltung für die
geistlichen Gefälle, deren Träger Schaffner hießen und die der Rechenkammer
unterstellt waren.

Über die Verwendung dieses geistlichen Vermögens hatte Herzog Wolfgang in
seinem Testament vom 18. August 1568 genaue Bestimmungen erlassen 136

; so

ordnete er an, daß solche Clöster und derselben Einkommen zu Erhaltung der Schul
Hornbach, Beßerung der Pfarrern und Kirchendienern im Fürstenthum, auch Ver¬

pflegung etlicher Stipendiaten, und nirgends anders wohin angewendet werden 137
.

Diese Verfügung ist auch in den nächsten Jahrzehnten beibehalten worden 138

- wenngleich Johann I. die Überschüsse der geistlichen Gefälle entgegen den

Bestimmungen des TestamentsWolfgangs zu weltlichen Zwecken benützte so

daß der Rechenkammerdirektor David König 1677 berichten konnte: Alle diese

Geistlichen Gefälle von den Clöstern und Kirchenschaffnereyen werden zu nichts

anderst verwendet, als zu Unterhaltung der Pfarrer, Praeceptoren und Stipendiaten

beim Gymnasio, Schulmeistern und Glöcknern in Städten und Dörffern: der Gebäu¬

den an Kirchen, Pfarr- und Schulhäußern und dergleichen vsus pios,[.../ 139 . Eine

Änderung hatte jedoch, wie dem Bericht Königs zu entnehmen ist, die Art und
Weise der Verwaltung der geistlichen Güter erfahren. Herzog Friedrich Ludwig
habe, um alle confusion mit den weltlichen Gefällen, ja allen ungleichen Verdacht

derselben zu verhüten, [...] die Anstalt gemacht, daß dieselbe durch ein sonderbar

Corpus, die Verwaltung genannt, deren function gleichmäßig ist, wie der Rechen-
Cammer function bey den weltlichen Gefällen, administriret und beobachtet

werden 14°. Friedrich Ludwig hatte 1663 mit Johann Hermann von Fölckling
einen Verwalter für das Kirchengut eingesetzt und eine Generalkasse zur Auf¬
nahme des Überschusses eingerichtet141 . Die gesonderte Verwaltung der geist¬
lichen Güter behielten auch Pfalzgraf Christian II. und Pfalzgräfin Charlotte
Friederike bei 142 .

Nachdem unter der schwedischen Regierung die Rentkammer das Kirchengut
verwaltet hatte 143

, setzte Herzog Gustav Samuel Leopold am 24. April 1719 zu¬

gleich mit dem reformierten Oberkonsistorium auch die Geistliche Güterver¬

136 Siehe dazu lipps, Paragraph 5 des Meisenheimer Testamentes Herzog Wolfgangs, S.

146-150.

137 Zitat ebda., S. 149.
138 Siehe zur weiteren Entwicklung wagner, Verfassung und Verwaltung der protestan¬

tischen Kirche der Pfalz, S. 11 f.

139 Zitat nach buttmann, David Königs Beiläufige Beschreibung, S. 52 f.

140 Ebda., S. 53.

141 Vgl. dazu söhn, Geschichte der Kirchenschaffnei Zweibrücken, S. 191.
142 Vgl. dazu wagner, Verfassung und Verwaltung der protestanüschen Kirche der Pfalz,

S. 12.

143 Die Rentkammer führte für die geistlichen Gefälle eine eigene Rechnung. Vgl. dazu
söhn, Geschichte der Kirchenschaffnei Zweibrücken, S. 192.
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waltung wieder ein 144
, jedoch mit dem Reservat, daß [...] der jährliche Überschuß

gedachter Gefälle zu Unserer Disposition verbleibe 145 . Bereits im Mai 1755 wurde

diese Behörde auf Weisung Christians IV. aufgelöst 146 Der Herzog ließ dem

Oberkonsistorium mitteilen147
, daß die geistlichen Güter ihm gehören würden

und nicht den Reformierten: diese hätten lediglich die Nutznießung des Besitzes

für Kirchen sowie Schulen inne, und dieses Recht sollte ihnen auch weiterhin

ungeschmälert verbleiben. Die Überschüsse stünden aber ausschließlich zu lan¬

desherrlicher Verfügung. Alle Aufgaben der Geistlichen Güterverwaltung, be¬

sonders die Bau- und Besoldungspflichten, würden auch weiterhin erfüllt Die

anfallenden Verwaltungsarbeiten könnten durchaus zusätzlich von den fürst¬

lichen Behörden erledigt werden, und deshalb sei eine eigene Güterverwaltung

überflüssig.

Alle Einwände seitens des Oberkonsistoriums waren erfolglos 148 . Die Verwal¬

tung der geistlichen Güter fiel nunmehr dem Aufgabenbereich der Rentkammer

zu149 . Diese Situation hat sich auch während der Regierung Karls II. nicht geän¬

dert; anläßlich der Geburt des Erbprinzen (1776) richtete das reformierte Ober¬

konsistorium aus Sorge „um die Wirkung der hierdurch begründeten katholi¬

schen Regierungssuccession'' 150 ein Gesuch an den Herzog, die Geistliche

Güterverwaltung und Gerechtsame wiederherzustellen 151 . Eine Antwort blieb

jedoch aus.

Exkurs: Die Amtsverwaltung als Bindeglied zwischen der fürstlichen

Regierung und den Gemeinden

Um die Mitte des 15. Jahrhunderts hatte sich in einzelnen Ämtern eine einfache

Verwaltung, die aus den drei Hauptbeamten Amtmann, Landschreiber und

Keller bestand, entwickelt 152 . Zu Beginn des 16. Jahrhunderts war die Speziali¬

sierung der Verwaltung soweit fortgeschritten, daß in den Bereichen der Justiz,

der Steuererhebung und der Zollverwaltung eigene Organe sichtbar wurden.

Die im gleichen Jahrhundert geschaffenen Organisationsformen für das Forst¬

wesen und für die Verwaltung des Kirchengutes rundeten den Verwaltungsauf¬

144 Eine Darstellung der Wiederaufrichtung des Oberkonsistoriums und der GeisÜichen

Güterverwaltung wie auch des Vergleichs mit Serfenissimjo wegen der sich vorzubehal¬

tenden surplus befindet sich im KSchA Zweibrücken IV, Nr. 194.

145 Zitat nach sohn, Geschichte der Kirchenschaffnei Zweibrücken, S. 193.

146 Siehe dazuwernher, Entwurf einer Kirchen- und Religions-Geschichte, S. 102-116.

147 KSchA Zweibrücken IV, Nr. 802.
148 Zur Situation der GeisÜichen Güterverwaltung nach 1755 siehe KSchA Zweibrücken

IV, Nr. 932. Vgl. dazu auch SOHN, Geschichte der Kirchenschaffnei Zweibrücken, S.

195 f.

149 Vgl. dazu ebda., S. 196.

150 wagner, Verfassung und Verwaltung der protestanüschen Kirche der Pfalz, S. 8.

151 KSchA Zweibrücken IV, Nr. 802.
152 Vgl. dazu und zum folgenden EID, Hof- und Staatsdienst, S. 191-213.
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